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Bek. Nr. 1 

Landratsamt Berchtesgadener Land 
 

Vollzug der Wassergesetze und des Gesetzes  
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)  

-Feststellung der UVP-Pflicht- 
Bekanntgabe des Ergebnisses der Vorprüfung des Einz elfalles  

gemäß § 5 in Verbindung mit § 9 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2  UVPG 
Umbau der Sohlrampe Bruch in der Saalach bei Fkm 4, 6 

 
Die Errichtung der Sohlrampe Bruch in der Saalach bei Fkm 4,6 erfolgte laut Plangenehmigungsbescheid des Landratsamtes 
Berchtesgadener Land vom 29.7.2005, Az. 340-641-14 bzw. wasserrechtlicher Bewilligung des Amtes der Salzburger Landes-
regierung vom 7.7.2005, Zahl 1/01-39.649/14-2005. 
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Zwischen den Jahren 2014 und 2016 wurde in einer grob aufgelösten morphologischen Langzeitstudie der Universität Stuttgart 
für die Saalach (Talsperre Kibling Fkm 20,690 bis zur Mündung in die Salzach) und die Salzach der Bereich unterhalb des Zoll-
hauswehres Fkm 8,053 in der Saalach als Anlandungsstrecke identifiziert.  
Aus diesem Grund wurde von der Technischen Universität München (TU München) unter Berücksichtigung der aktuellen Ge-
schiebefrachtmenge von 20.000 bis 60.000 m³/Jahr der Einfluss der Sohlrampe Bruch auf den Hochwasserspiegel und Ge-
schiebetransport untersucht (Gutachten TU München Lehrstuhl und Versuchsanstalt für Wasserbau und Wasserwirtschaft 
„Geschiebetransportmodellierung Saalachrampe 4,6 Schlussbericht“ vom November 2016). Im Besonderen sollte geklärt wer-
den, welche Geschiebemengen während eines Hochwassers über die Sohlrampe Bruch transportiert werden und weshalb sich 
das Geschiebe während des Hochwassers Juni 2013 auf der Sohlrampe abgelagert hat. In diesem Zusammenhang war auch 
die Frage zu klären, ob und in welchem Umfang eine Anpassung der Sohlrampe Bruch zu einer Verbesserung der morphologi-
schen Situation führt. 
 
Der Freistaat Bayern, vertreten durch das Wasserwirtschaftsamt Traunstein beabsichtigt folgende wasserbauliche Maßnahme 
zum Umbau der Sohlrampe Bruch in der Saalach bei Fkm 4,6 auf bayerischer Flussseite in der Gemeinde Ainring und Stadt 
Freilassing (Fl. Nr. 2293/2 Gemarkung Ainring und Fl. Nr. 1396/2 Gemarkung Freilassing) wie folgt durchzuführen:  
 
a) Das Absenken der obersten beiden Querriegel Nr. 3 und 4 um ca. 40 cm von 416,10 m üNN auf 415,70 m üNN.  

 
Soweit erforderlich werden die bestehenden Spundwandbohlen nachgeschlagen. Zwischen der nachgeschlagenen Spund-
wand und dem neuen Kronenriegel (Querriegel Nr. 5) sollen Schroppen bis 30 cm flächenhaft die Kolksicherung überneh-
men.  
Bei der bestehenden Sohlrampe Bruch handelt es sich um eine modularisierte Bocksteinrampe, die nach Bedarf erhöht 
oder abgesenkt werden kann. In den Untersuchungen der TU München wird eine Absenkung der obersten beiden Querrie-
gel Nr. 3 und 4 empfohlen. Durch diesen Umbau werden das Gefälle und die Schleppkraft im Fluss erhöht. 

 
b) Der Rückbau der Aufweitung der Saalach an der So hlrampe im Bereich von Fkm 4,430 bis 4,710 auf eine r Länge 

von 280 m auf die ursprüngliche Uferlinie.   
 
Hierzu wird das Ufer in einer Breite bis zu 25 m mit Kies aufgefüllt sowie mit Wasserbausteinen der Klasse IV bis V gesi-
chert. Die neue Breite der Saalachgewässersohle liegt zwischen 35 bis 40 m. 
Mit dem Rückbau der Aufweitung wird das Abflussgeschehen auf die Rampenmitte konzentriert. Die daraus resultierenden 
höheren Schleppspannungen verhindern zukünftig weitgehend eine Geschiebeablagerung auf bzw. das sogenannte „Ein-
kiesen“ der Sohlrampe. 

 
Im Unterwasser der Sohlrampe Bruch zwischen Fkm 3,8 bis 4,5 wird sich die Saalachgewässersohle tendenziell absenken. In 
diesem Gewässerabschnitt spielt die Bewirtschaftung der Wasserkraftanlage Rott bzw. von deren Stauraum eine maßgebende 
Rolle. Die Salzburg AG als Betreiberin der Wasserkraftanlage Rott lässt derzeit an der TU München Möglichkeiten zur besseren 
Bewirtschaftung des rückstaubeeinflussten Gewässerabschnittes untersuchen. Die Erkenntnisse sollen in einer neuen Wehrbe-
triebsordnung (WBO) der Wasserkraftanlage Rott umgesetzt werden. 
 
Gleichzeitig erfolgt auf österreichischer Flussseite durch die Republik Österreich, vertreten durch die Bundeswasserbauverwal-
tung Salzburg der Umbau in gleicher Form entsprechend einem wasserrechtlichen Verfahren beim Amt der Salzburger Landes-
regierung. 
 
Für das vorher genannte Änderungsvorhaben Gewässerausbau als wesentliche Umgestaltung der Saalach nach § 67 Abs. 2 
Satz 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) wurde beim Landratsamt Berchtesgadener Land eine wasserrechtliche Plangenehmi-
gung nach § 68 Abs. 2 WHG beantragt.  
 
Gemäß § 5 Abs. 1 Satz 1 und Satz 2 Nr. 3 sowie § 9 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 und Abs. 4, § 7 Abs. 1 Satz 1 und 2 in Verbindung mit 
Anlage 3 sowie Abs. 5 Satz 1, § 2 Abs. 4 Nr. 2.c) UVPG in Verbindung mit Nr. 13.18.1 Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG bei 
„sonstigen Gewässerausbaumaßnahmen, die ihrer Art nach nicht von den Nrn. 13.1 bis 13.17 erfasst werden“ ist im Rahmen 
einer allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalles unter Berücksichtigung der in der Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Schutzkrite-
rien festzustellen, ob das Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen entsprechend § 25 Abs. 2 UVPG haben kann 
und deshalb die Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach den Vorschriften des UVPG besteht. 
 
Die allgemeine Vorprüfung ergab, dass durch das Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten 
sind, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der wasserrechtlichen Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären. Die Errichtung 
der Sohlrampe Bruch erfolgte im Rahmen einer Plangenehmigung ohne Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung. 
Durch die Umbaumaßnahme kann der Hochwasserspiegel abgesenkt und der Geschiebetransport wesentlich erhöht werden. 
Die fluss- und fischereiökologische Situation wird verbessert, da durch die geringeren Geschiebeanlandungen weniger Sohl-
baggerarbeiten im Stauwurzelbereich der Wasserkraftanlage Rott erforderlich sind. Nachteilige Auswirkungen auf den Grund-
wasserspiegel können ausgeschlossen werden. Durch die Umbaumaßnahme kommt man dem ursprünglichen Zustand vor 
Errichtung der Sohlrampe Bruch wieder sehr nahe. Anlagen- und betriebsbedingte nachteilige Umweltauswirkungen können 
ausgeschlossen werden. Die bauzeitlich bedingten Auswirkungen sind von geringer Bedeutung. 
Auf Grund der vorwiegend positiven Auswirkungen ist die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht erforderlich 
(§ 9 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 in Verbindung mit § 7 Abs. 1 Satz 3 UVPG). 
 
Diese Feststellung, die nicht selbständig anfechtbar ist (§ 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG), wird hiermit nach § 5 Abs. 2 Satz 1 bis 3 
UVPG der Öffentlichkeit bekannt gegeben. 
 
Der Feststellungsvermerk vom 25.5.2018 mit den entsprechenden Unterlagen kann während der allgemeinen Dienststunden im 
Landratsamt Berchtesgadener Land, Zimmer Nr. 216 eingesehen werden. 
 
 
Bad Reichenhall, den 28. Mai 2018 
Landratsamt Berchtesgadener Land 
 
Georg Grabner , Landrat 
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Bek. Nr. 2 
Markt Teisendorf 

 
Bekanntmachung der Marktgemeinde Teisendorf über de n Beschluss  

zur Aufstellung Bebauungsplanes „Erweiterung Oberwu rzen II, 
gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch -BauGB- 

 
Der Bau- und Umweltausschuss hat in seiner Sitzung am 16. Mai 2018 den Aufstellungsbeschluss zur Erweiterung des Be-
bauungsplanes „Oberwurzen II“ gefasst. Mit der Aufstellung sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Erweiterung 
des Wohngebietes in Richtung Westen geschaffen werden. Gemäß Vorentwurf sollen 14 Bauparzellen entstehen, die Rahmen 
des Einheimischenmodells des Marktes Teisendorf vergeben werden. 
 
Nach Vorliegen der Entwurfsplanung wird das Verfahren mit der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 
BauGB sowie mit der Beteiligung der Behörden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB fortgeführt. 
 
Der Verfahrensstand kann auf der Homepage des Marktes Teisendorf „Markt Teisendorf.de“ verfolgt werden. 
 
 
Teisendorf, den 12. Juni 2018 
Markt Teisendorf 
 
Thomas Gasser , Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 3 

Markt Teisendorf 
 

Satzung für die öffentliche Entwässerungsanlage des  Marktes Teisendorf 
(Entwässerungssatzung -EWS-) 

 
Auf Grund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nr. 1 und 2, Abs. 2 und 3 der Gemeindeordnung (GO) sowie Art. 34 Abs. 2 Satz 1 des 
Bayerischen Wassergesetzes (BayWG erlässt der Markt Teisendorf folgende  
 

Satzung : 
 

§ 1 
Öffentliche Einrichtung 

 
(1)  Die Gemeinde betreibt eine öffentliche Einrichtung zur Abwasserbeseitigung (Entwässerungseinrichtung) für das Gebiet   

des Marktes Teisendorf. 
  
(2)  Art und Umfang der Entwässerungseinrichtung bestimmt die Gemeinde. 
 
(3)  Zur Entwässerungseinrichtung gehören auch die im öffentlichen Straßengrund liegenden Teile der Grundstücksanschlüs-

se. 
 

§ 2 
Grundstücksbegriff – Grundstückseigentümer 

 
(1)  Grundstück im Sinn dieser Satzung ist jedes räumlich zusammenhängende und einem gemeinsamen Zweck dienende 

Grundeigentum desselben Eigentümers, das eine selbständige wirtschaftliche Einheit bildet, auch wenn es sich um meh-
rere Grundstücke oder Teile von Grundstücken im Sinn des Grundbuchrechts handelt. Soweit rechtlich verbindliche pla-
nerische Vorstellungen vorhanden sind, sind sie zu berücksichtigen. 

 
(2)  Die in dieser Satzung für die Grundstückseigentümer erlassenen Vorschriften gelten auch für Teileigentümer, Erbbaube-

rechtigte, Wohnungseigentümer, Wohnungserbbauberechtigte, Nießbraucher und sonstige zur Nutzung eines Grundstü-
ckes dinglich Berechtigte. Von mehreren dinglich Berechtigten ist jeder berechtigt und verpflichtet; sie haften als Gesamt-
schuldner. 

 
§ 3 

Begriffsbestimmungen 
 

Im Sinne dieser Satzung haben die nachstehenden Begriffe folgende Bedeutung: 
 
1. Abwasser 

 
ist Wasser, das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaften 
veränderte Wasser und das bei Trockenwetter damit zusammen abfließende Wasser (Schmutzwasser) sowie das von 
Niederschlägen aus dem Bereich von bebauten oder befestigten Flächen gesammelt abfließende Wasser (Nieder-
schlagswasser). Als Schmutzwasser gelten auch die aus Anlagen zum Behandeln, Lagern und Ablagern von Abfällen 
austretenden und gesammelten Flüssigkeiten. 
Die Bestimmungen dieser Satzung gelten nicht für das in landwirtschaftlichen Betrieben anfallende Abwasser (einschließ-
lich Jauche und Gülle), das dazu bestimmt ist, auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Böden 
aufgebracht zu werden; nicht zum Aufbringen bestimmt ist insbesondere das menschliche Fäkalabwasser. 

 
2. Kanäle 

 
sind Mischwasserkanäle, Schmutzwasserkanäle oder Regenwasserkanäle einschließlich der Sonderbauwerke wie z. B. 
Schächte, Regenbecken, Pumpwerke, Regenüberläufe. 
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3. Schmutzwasserkanäle 
 

dienen ausschließlich der Aufnahme und Ableitung von Schmutzwasser. 
 
4. Mischwasserkanäle 
 

sind zur Aufnahme und Ableitung von Niederschlags- und Schmutzwasser bestimmt. 
 
5. Regenwasserkanäle 
 

dienen ausschließlich der Aufnahme und Ableitung von Niederschlagswasser. 
 
6. Sammelkläranlage 
 

ist eine Anlage zur Reinigung des in den Kanälen gesammelten Abwassers einschließlich der Ableitung zum Gewässer. 
 
7. Grundstücksanschlüsse  
 

sind  
 

- bei Freispiegelkanälen: 
 

die Leitungen vom Kanal bis zum Kontrollschacht. 
 
- bei Druckentwässerung: 

 
die Leitungen vom Kanal bis einschließlich Kontrollschacht. 

 
- bei Unterdruckentwässerung:  
 

die Leitungen vom Kanal bis einschließlich des Hausanschlussschachts. 
 
8. Grundstücksentwässerungsanlagen 

 
sind  

 
- bei Freispiegelkanälen: 
 

die Einrichtungen eines Grundstücks, die der Beseitigung des Abwassers dienen, bis einschließlich des Kontroll-
schachts. Hierzu zählt auch die im Bedarfsfall erforderliche Hebeanlage zur ordnungsgemäßen Entwässerung eines 
Grundstücks (§ 9 Abs. 4) 

 
- bei Druckentwässerung: 
 

die Einrichtungen eines Grundstücks, die der Beseitigung des Abwassers dienen, bis einschließlich des Abwasser-
sammelschachts. 

 
- bei Unterdruckentwässerung 
 

die Einrichtungen eines Grundstücks, die der Beseitigung des Abwassers dienen, bis zum Hausanschlussschacht. 
 
9. Kontrollschacht 
 

ist eine Einrichtung für die Messung des Abwasserabflusses und für die Entnahme von Abwasserproben. 
 
10. Abwassersammelschacht (bei Druckentwässerung) 
 

ist ein Schachtbauwerk mit Pumpen- und Steuerungsanlage. 
 
11. Hausanschlussschacht (bei Unterdruckentwässerung) 
 

ist ein Schachtbauwerk mit einem als Vorlagebehälter dienenden Stauraum sowie einer Absaugventileinheit. 
 
12. Messschacht 
 

ist eine Einrichtung für die Messung des Abwasserabflusses oder die Entnahme von Abwasserproben. 
 
13. Abwasserbehandlungsanlage 
 

ist eine Einrichtung, die dazu dient, die Schädlichkeit des Abwassers vor Einleitung in die Kanäle zu vermindern oder zu 
beseitigen. Hierzu zählen insbesondere Kleinkläranlagen zur Reinigung häuslichen Abwassers sowie Anlagen zur (Vor-) 
Behandlung gewerblichen oder industriellen Abwassers. 

 
14. Fachlich geeigneter Unternehmer 
 

ist ein Unternehmer, der geeignet ist, Arbeiten an Grundstücksentwässerungsanlagen fachkundig auszuführen. Voraus-
setzung für die fachliche Eignung sind insbesondere 
 
- die ausreichende berufliche Qualifikation und Fachkunde der verantwortlichen technischen Leitung, 
- die Sachkunde des eingesetzten Personals und dessen nachweisliche Qualifikation für die jeweiligen Arbeiten an 

Grundstücksentwässerungsanlagen, 
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- die Verfügbarkeit der benötigten Werkzeuge, Maschinen und Geräte, 
- die Verfügbarkeit und Kenntnis der entsprechenden Normen und Vorschriften, 
- eine interne Qualitätssicherung (Weiterbildung, Kontrollen und Dokumentation). 

 
§ 4 

Anschluss- und Benutzungsrecht 
 

(1)  Jeder Grundstückseigentümer kann verlangen, dass sein Grundstück nach Maßgabe dieser Satzung an die Entwässe-
rungsanlage angeschlossen wird. Er ist berechtigt, nach Maßgabe der §§ 14 bis 17 das anfallende Abwasser in die Ent-
wässerungsanlage einzuleiten. 

 
(2)  Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, die durch einen Kanal erschlossen sind. 

Der Grundstückseigentümer kann unbeschadet weitergehender bundes- und landesgesetzlicher Vorschriften nicht ver-
langen, dass neue Kanäle hergestellt oder bestehende Kanäle geändert werden. Welche Grundstücke durch einen Kanal 
erschlossen werden, bestimmt die Gemeinde. 

 
(3)  Ein Anschluss- und Benutzungsrecht besteht nicht, 
 

1.  wenn das Abwasser wegen seiner Art und Menge nicht ohne weiteres von der Entwässerungseinrichtung übernom-
men werden kann und besser von demjenigen behandelt wird, bei dem es anfällt oder 

 
2.  solange eine Übernahme des Abwassers technisch oder wegen des unverhältnismäßig hohen Aufwands nicht mög-

lich ist. 
 
(4)  Die Gemeinde kann den Anschluss und die Benutzung versagen, wenn die gesonderte Behandlung des Abwassers 

wegen der Siedlungsstruktur das Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt. 
 
(5)  Unbeschadet des Absatzes 4 besteht ein Benutzungsrecht nicht, soweit eine Versickerung oder anderweitige Beseitigung 

von Niederschlagswasser ordnungsgemäß möglich ist. Die Gemeinde kann hiervon Ausnahmen zulassen oder bestim-
men, wenn die Ableitung von Niederschlagswasser aus betriebstechnischen Gründen erforderlich ist. 

 
§ 5 

Anschluss- und Benutzungszwang 
 

(1)  Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind verpflichtet, bebaute Grundstücke an die öffentliche Entwässerungsanlage 
anzuschließen (Anschlusszwang). Ein Anschlusszwang besteht nicht, wenn der Anschluss rechtlich oder tatsächlich un-
möglich ist. 

 
(2)  Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind verpflichtet, auch unbebaute Grundstücke an die öffentliche Entwässerungs-

anlage anzuschließen, wenn Abwasser anfällt. 
 
(3)  Ein Grundstück gilt als bebaut, wenn auf ihm bauliche Anlagen, bei deren Benutzung Abwasser anfallen kann, dauernd 

oder vorübergehend vorhanden sind. 
 
(4)  Bei baulichen Maßnahmen, die eine Veränderung der Abwassereinleitung nach Menge oder Beschaffenheit zur Folge 

haben, muss der Anschluss vor dem Beginn der Benutzung des Baus hergestellt sein. In allen anderen Fällen ist der An-
schluss nach schriftlicher Aufforderung durch die Gemeinde innerhalb der von ihm gesetzten Frist herzustellen. 

 
(5)  Auf Grundstücken, die an die Entwässerungsanlage angeschlossen sind, ist im Umfang des Benutzungsrechts alles 

Abwasser in die Entwässerungsanlage einzuleiten (Benutzungszwang). Verpflichtet sind die Grundstückseigentümer und 
alle Benutzer der Grundstücke. Sie haben auf Verlangen der Gemeinde die dafür erforderliche Überwachung zu dulden. 

 
§ 6 

Befreiung von Anschluss- oder Benutzungszwang 
 

(1)  Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur Benutzung wird auf Antrag ganz oder zum Teil befreit, wenn der An-
schluss oder die Benutzung aus besonderen Gründen auch unter Berücksichtigung der Erfordernisse des Gemeinwohls 
nicht zumutbar ist. Der Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der Gründe schriftlich bei der Gemeinde einzureichen. 

 
(2)  Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen, Auflagen und Widerrufsvorbehalt erteilt werden. 
 

§ 7 
Sondervereinbarungen 

 
(1)  Ist der Grundstückseigentümer nicht zum Anschluss oder zur Benutzung berechtigt oder verpflichtet, so kann der Markt 

durch Vereinbarung ein besonderes Benutzungsverhältnis begründen. 
 
(2)  Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Bestimmungen dieser Satzung und der Beitrags- und Gebührensatzung ent-

sprechend. Ausnahmsweise kann in der Sondervereinbarung Abweichendes bestimmt werden, soweit dies sachgerecht 
ist. 

 
§ 8 

Grundstücksanschluss 
 

(1)  Die Grundstücksanschlüsse werden von der Gemeinde hergestellt, verbessert, erneuert, geändert und unterhalten sowie 
stillgelegt und beseitigt. Die Gemeinde kann, soweit der Grundstücksanschluss nicht nach § 1 Abs. 3 Bestandteil der 
Entwässerungseinrichtung ist, auf Antrag zulassen oder von Amts wegen anordnen, dass der Grundstückseigentümer 
den Grundstücksanschluss ganz oder teilweise herstellt, verbessert, erneuert, ändert und unterhält sowie stilllegt und be-
seitigt; § 9 Abs. 2 und 6 sowie §§ 10 mit 12 gelten entsprechend. 
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(2)  Die Gemeinde bestimmt Zahl, Art, Nennweite und Führung der Grundstücksanschlüsse. Sie bestimmt auch, wo und an 
welchen Kanal anzuschließen ist. Begründete Wünsche der Grundstückseigentümer werden dabei nach Möglichkeit be-
rücksichtigt. 

 
(3)  Jeder Eigentümer, dessen Grundstück an die Entwässerungsanlage angeschlossen oder anzuschließen ist, muss die 

Verlegung von Grundstücksanschlüssen, den Einbau von Schächten, Schiebern, Messeinrichtungen und dergleichen und 
von Sonderbauwerken zulassen, ferner das Anbringen von Hinweisschildern dulden, soweit diese Maßnahmen für die 
ordnungsgemäße Beseitigung des auf seinem Grundstück anfallenden Abwassers erforderlich sind. 

 
§ 9 

Grundstücksentwässerungsanlage 
 

(1)  Jedes Grundstück, das an die Entwässerungsanlage angeschlossen wird, ist vorher vom Grundstückseigentümer mit 
einer Grundstücksentwässerungsanlage zu versehen. Wird das Schmutzwasser über die Entwässerungseinrichtung ab-
geleitet, aber keiner Sammelkläranlage zugeführt, ist die Grundstücksentwässerungsanlage mit einer Abwasserbehand-
lungsanlage auszustatten. 

 
(2)  Die Grundstücksentwässerungsanlage und die Abwasserbehandlungsanlage im Sinn des Abs. 1 Satz 2 sind nach den 

allgemein anerkannten Regeln der Technik herzustellen, zu betreiben, zu verbessern, zu erneuern, zu unterhalten, stillzu-
legen oder zu beseitigen. Für die Reinigungsleistung der Abwasserbehandlungsanlage im Sinn des Abs. 1 Satz 2 ist dar-
über hinaus der Stand der Technik maßgeblich. 

 
(3)  Am Ende der Grundstücksentwässerungsanlage ist ein Kontrollschacht zu errichten. Die Gemeinde kann verlangen, dass 

anstelle oder zusätzlich zum Kontrollschacht ein Messschacht zu erstellen ist. Bei Druckentwässerung oder Unterdruck-
entwässerung gelten die Sätze 1 und 2 nicht, wenn die Kontrolle und Wartung der Grundstücksentwässerungsanlage 
über den Abwassersammelschacht oder den Hausanschlussschacht durchgeführt werden kann. 

 
(4)  Besteht zum Kanal kein ausreichendes Gefälle, so kann die Gemeinde vom Grundstückseigentümer den Einbau und den 

Betrieb einer Hebeanlage zur Entwässerung des Grundstückes verlangen, wenn ohne diese Anlage eine ordnungsge-
mäße Beseitigung der Abwässer bei einer den Regeln der Technik entsprechenden Planung und Ausführung des Kanal-
systems für die Gemeinde nicht möglich oder nicht wirtschaftlich ist. 

 
(5)  Gegen den Rückstau des Abwassers aus dem Abwassernetz hat sich jeder Anschlussnehmer selbst zu schützen. 
 
(6)  Die Grundstücksentwässerungsanlage sowie Arbeiten daran dürfen nur durch fachlich geeignete Unternehmer ausge-

führt werden. Die Gemeinde kann den Nachweis der fachlichen Eignung verlangen. 
 

§ 10 
Zulassung der Grundstücksentwässerungsanlage 

 
(1)  Bevor die Grundstücksentwässerungsanlage hergestellt oder geändert wird, sind der Gemeinde folgende Unterlagen in 

doppelter Fertigung einzureichen: 
 

a.  Lageplan des zu entwässernden Grundstücks im Maßstab 1:1000, 
 
b.  Grundriss- und Flächenpläne im Maßstab 1:100, aus denen der Verlauf der Leitungen und im Falle des § 9 Abs. 1 

Satz 2 die Abwasserbehandlungsanlage ersichtlich sind, 
 
c.  Längsschnitte aller Leitungen mit Darstellung der Entwässerungsgegenstände im Maßstab 1:100, bezogen auf Nor-

mal-Null (NN), aus denen insbesondere die Gelände- und Kanalsohlenhöhen, die maßgeblichen Kellersohlenhöhen, 
Querschnitte und Gefälle der Kanäle, Schächte, höchste Grundwasseroberfläche zu ersehen sind, 

 
d.  wenn Gewerbe- oder Industrieabwässer oder Abwasser, das in seiner Beschaffenheit erheblich vom Hausabwasser 

abweicht, zugeführt wird, ferner Angaben über 
 

- Zahl der Beschäftigten und der ständigen Bewohner auf dem Grundstück, wenn deren Abwasser miterfasst wer-
den soll, 

-  Menge und Beschaffenheit des Verarbeitungsmaterials, der Erzeugnisse, 
-  die abwassererzeugenden Betriebsvorgänge, 
- Höchstzufluss und Beschaffenheit des zum Einleiten bestimmten Abwassers. 
- die Zeiten, in denen eingeleitet wird, die Vorbehandlung des Abwassers (Kühlung, Reinigung, Neutralisation, De-

kontaminierung) mit Bemessungsnachweisen. 
 

Soweit nötig, sind die Angaben zu ergänzen durch den wasserwirtschaftlichen Betriebsplan (Zufluss, Verbrauch, Kreis-
lauf, Abfluss) und durch Pläne der zur Vorbehandlung beabsichtigten Einrichtungen. 
Die Pläne müssen bei der Gemeinde aufliegenden Planmustern zu entsprechen. Alle Unterlagen sind vom Grundstücks-
eigentümer und dem Planfertiger zu unterschreiben. Die Gemeinde kann erforderlichenfalls weitere Unterlagen anfor-
dern. 

 
(2)  Die Gemeinde prüft, ob die geplante Grundstücksentwässerungsanlage den Bestimmungen dieser Satzung entspricht. Ist 

das der Fall, so erteilt die Gemeinde schriftlich ihre Zustimmung und gibt eine Fertigung der eingereichten Unterlagen mit 
Zustimmungsvermerk zurück. Die Zustimmung kann unter Bedingungen und Auflagen erteilt werden. Die Zustimmung gilt 
als erteilt, wenn die Gemeinde nicht innerhalb von drei Monaten nach Zugang der vollständigen Planunterlagen ihre Zu-
stimmung schriftlich verweigert. Entspricht die Grundstücksentwässerungsanlage nicht den Bestimmungen dieser Sat-
zung, setzt die Gemeinde dem Grundstückseigentümer unter Angabe der Mängel eine angemessene Frist zur Berichti-
gung und erneuten Einreichung der geänderten Unterlagen bei der Gemeinde; Satz 3 gilt entsprechend. 

 
(3)  Mit der Herstellung oder Änderung der Grundstücksentwässerungsanlage darf erst begonnen werden, wenn die Zustim-

mung nach Abs. 2 erteilt worden ist oder als erteilt gilt. Eine Genehmigungspflicht nach sonstigen, insbesondere nach 
straßen-, bau- und wasserrechtlichen Bestimmungen bleibt durch die Zustimmung unberührt. 
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(4)  Von den Bestimmungen der Absätze 1 bis 3 kann die Gemeinde Ausnahmen zulassen. 
 

§ 11 
Herstellung und Prüfung der Grundstücksentwässerung sanlage 

 
(1)  Der Grundstückseigentümer hat der Gemeinde den Beginn des Herstellens, des Änderns, des Ausführens größerer 

Unterhaltungsarbeiten oder des Beseitigens spätestens drei Tage vorher schriftlich anzuzeigen und gleichzeitig den Un-
ternehmer zu benennen. Muss wegen Gefahr in Verzug mit den Arbeiten sofort begonnen werden, so ist der Beginn in-
nerhalb 24 Stunden schriftlich anzuzeigen. 

 
(2)  Die Gemeinde überprüft die Arbeiten. Im Rahmen dieser Überprüfung kann die Gemeinde verlangen, dass der Grund-

stückseigentümer eine aufgrund § 9 Abs. 1 Satz 2 erforderliche Abwasserbehandlungsanlage vor erstmaliger Inbetrieb-
nahme durch einen nicht an der Bauausführung beteiligten fachlich geeigneten Unternehmer auf Mängelfreiheit prüfen 
und das Ergebnis durch diesen bestätigen lässt sowie dass die Bestätigung der Gemeinde vorzulegen ist. Festgestellte 
Mängel hat der Grundstückseigentümer auf Aufforderung durch die Gemeinde innerhalb einer angemessenen Frist besei-
tigen zu lassen; die Beseitigung der Mängel ist der Gemeinde anzuzeigen. 

 
(3)  Alle Leitungen dürfen nur mit vorheriger Zustimmung der Gemeinde verdeckt werden. Andernfalls sind sie auf Anordnung 

der Gemeinde freizulegen. Der Grundstückseigentümer hat zu allen Überprüfungen Arbeitskräfte, Geräte und Werkstoffe 
bereitzustellen. 

 
(4)  Die Gemeinde kann verlangen, dass die Grundstücksentwässerungsanlage nur mit ihrer Zustimmung in Betrieb genom-

men wird. Die Zustimmung kann insbesondere von der Vorlage einer Bestätigung nach Absatz 2 Satz 2 abhängig ge-
macht werden. 

 
(5)  Die Zustimmung nach § 10 Abs. 2 oder die Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage durch die Gemeinde befreien 

den Grundstückseigentümer, den ausführenden oder prüfenden Unternehmer sowie den Planfertiger nicht von der Ver-
antwortung für die vorschriftsmäßige und fehlerfreie Planung und Ausführung der Anlage. 

 
(6)  Liegt im Fall des § 9 Abs. 1 Satz 2 die Bestätigung eines privaten Sachverständigen der Wasserwirtschaft über die ord-

nungsgemäße Errichtung der Abwasserbehandlungsanlage gemäß den Richtlinien für Zuwendungen für Kleinanlagen 
vor, ersetzt diese die Prüfung und Bestätigung nach Absatz 2 Satz 2. 

 
§ 12 

Überwachung 
 

(1)  Der Grundstückseigentümer hat die von ihm zu unterhaltenden Grundstücksanschlüsse, Messschächte und Grund-
stücksentwässerungsanlagen in Abständen von jeweils 20 Jahren ab Inbetriebnahme auf eigene Kosten durch einen 
fachlich geeigneten Unternehmer auf Mängelfreiheit prüfen und das Ergebnis durch diesen bestätigen zu lassen; für An-
lagen in Wasserschutzgebieten bleiben die Festlegungen in der jeweiligen Schutzgebietsverordnung unberührt. Der 
Grundstückseigentümer hat der Gemeinde die Bestätigung innerhalb von vier Wochen nach Abschluss der Prüfung un-
aufgefordert vorzulegen. Festgestellte Mängel hat der Grundstückseigentümer unverzüglich beseitigen zu lassen. Bei er-
heblichen Mängeln ist innerhalb von zwei Monaten nach Ausstellung der Bestätigung eine Nachprüfung durchzuführen; 
Satz 2 gilt entsprechend. Die Frist für die Nachprüfung kann auf Antrag verlängert werden. 

 
(2)  Für nach § 9 Abs. 1 Satz 2 erforderliche Abwasserbehandlungsanlagen gelten die einschlägigen wasserrechtlichen Be-

stimmungen, insbesondere Art. 60 Abs. 1 und 2 BayWG für Kleinkläranlagen.  
 
(3)  Der Grundstückseigentümer hat Störungen und Schäden an den Grundstücksanschlüssen, Messschächten, Grund-

stücksentwässerungsanlagen, Überwachungseinrichtungen und Abwasserbehandlungsanlagen unverzüglich der Ge-
meinde anzuzeigen. 

 
(4)  Wird Gewerbe- oder Industrieabwasser oder Abwasser, das in seiner Beschaffenheit erheblich vom Hausabwasser ab-

weicht, der Entwässerungseinrichtung zugeführt, kann die Gemeinde den Einbau und den Betrieb von Überwachungsein-
richtungen verlangen. Hierauf wird in der Regel verzichtet, soweit für die Einleitung eine wasserrechtliche Genehmigung 
der Kreisverwaltungsbehörde vorliegt und die Ergebnisse der wasserrechtlich vorgeschriebenen Eigen- oder Selbstüber-
wachung der Gemeinde vorgelegt werden. 

 
(5) Unbeschadet der Absätze 1 bis 4 ist die Gemeinde befugt, die Grundstücksentwässerungsanlagen jederzeit zu überprü-

fen, Abwasserproben zu entnehmen sowie Messungen und Untersuchungen durchzuführen. Dasselbe gilt für die Grund-
stücksanschlüsse und Messschächte, wenn sie die Gemeinde nicht selbst unterhält. Die Gemeinde kann jederzeit ver-
langen, dass die vom Grundstückseigentümer zu unterhaltenden Anlagen in einen Zustand gebracht werden, der Störun-
gen anderer Einleiter, Beeinträchtigungen der Entwässerungseinrichtung und Gewässerverunreinigungen ausschließt. 
Führt die Gemeinde aufgrund der Sätze 1 oder 2 eine Überprüfung der Grundstücksentwässerungsanlagen, der Mess-
schächte oder der vom Grundstückseigentümer zu unterhaltenden Grundstücksanschlüsse auf Mängelfreiheit durch, be-
ginnt die Frist nach Abs. 1 Satz 1 mit Abschluss der Prüfung durch die Gemeinde neu zu laufen. 

 
(6)  Die Verpflichtungen nach den Absätzen 1 bis 5 gelten auch für die Benutzer der Grundstücke. 
 

§ 13 
Stilllegung von Entwässerungsanlagen auf dem Grunds tück 

 
Sobald ein Grundstück an die Entwässerungseinrichtung angeschlossen ist, sind nicht der Ableitung zur Entwässerungseinrich-
tung dienende Grundstücksentwässerungsanlagen sowie dazugehörige Abwasserbehandlungsanlagen in dem Umfang außer 
Betrieb zu setzen, in dem das Grundstück über die Entwässerungseinrichtung entsorgt wird. § 9 Abs. 1 Satz 2 bleibt unberührt. 
 

§ 14 
Einleiten in die Kanäle 

 
(1)  In Schmutzwasserkanäle darf nur Schmutzwasser, in Regenwasserkanäle nur Niederschlagswasser eingeleitet werden. 

In Mischwasserkanäle darf sowohl Schmutz- als auch Niederschlagswasser eingeleitet werden. 
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(2)  Den Zeitpunkt, von dem ab in die Kanäle eingeleitet werden kann, bestimmt die Gemeinde. 
 

§ 15 
Verbot des Einleitens, Einleitungsbedingungen 

 
(1)  In die öffentliche Entwässerungsanlage dürfen Stoffe nicht eingeleitet oder eingebracht werden, die 
 

- die dort beschäftigten Personen gefährden oder deren Gesundheit beeinträchtigen, 
- die Entwässerungsanlage oder die angeschlossenen Grundstücke gefährden oder beschädigen, 
- den Betrieb der Entwässerungsanlage erschweren, behindern oder beeinträchtigen, 
- die landwirtschaftliche oder gärtnerische Verwertung des Klärschlamms erschweren oder verhindern oder 
- sich sonst schädlich auf die Umwelt, insbesondere die Gewässer, auswirken. 

 
(2)  Dieses Verbot gilt insbesondere für 
 

1.  feuergefährliche oder zerknallfähige Stoffe wie Benzin oder Öl; 
2. infektiöse Stoffe, Medikamente; 
3.  radioaktive Stoffe; 
4.  Farbstoffe, soweit sie zu einer deutlichen Verfärbung des Abwassers in der Sammelkläranlage oder des Gewässers 

führen, Lösemittel; 
5.  Abwasser oder andere Stoffe, die schädliche Ausdünstungen, Gase oder Dämpfe verbreiten können; 
6.  Grund- und Quellwasser; 
7.  feste Stoffe, auch in zerkleinerter Form, wie Schutt, Asche, Sand, Kies, Faserstoffe, Zement, Kunstharze, Teer, 

Pappe, Dung, Küchenabfälle, Schlachtabfälle, Treber, Hefe, flüssige Stoffe, die erhärten; 
8.  Räumgut aus Leichtstoff- und Fettabscheidern, Jauche, Gülle, Abwasser aus Dunggruben und Tierhaltungen, Sila-

gegärsaft, Blut aus Schlächtereien, Molke; 
9.  Absetzgut, Räumgut, Schlämme oder Suspensionen aus Abwasserbehandlungsanlagen und Aborten unbeschadet 

gemeindlicher Regelungen zur Beseitigung der Fäkalschlämme; 
10.  Stoffe oder Stoffgruppen, die wegen der Besorgnis einer Giftigkeit, Langlebigkeit, Anreicherungsfähigkeit oder einer 

krebserzeugenden, fruchtschädigenden oder erbgutverändernden Wirkung als gefährlich zu bewerten sind wie 
Schwermetalle, Cyanide, halogenierte Kohlenwasserstoffe, Polycyclische Aromaten, Phenole. 

 
Ausgenommen sind 
 
- unvermeidbare Spuren solcher Stoffe im Abwasser in der Art und in der Menge, wie sie auch im Abwasser aus 

Haushaltungen üblicherweise anzutreffen sind; 
- Stoffe, die nicht vermieden oder in einer Vorbehandlungsanlage zurückgehalten werden können und deren Ein-

leitung die Gemeinde in den Einleitungsbedingungen nach Absatz 3 oder 4 zugelassen hat; 
- Stoffe, die aufgrund einer Genehmigung nach § 58 des Wasserhaushaltsgesetzes eingeleitet werden dürfen.  

 
11.   Abwasser aus Industrie- und Gewerbebetrieben, 

 
- von dem zu erwarten ist, dass es auch nach der Behandlung in der Sammelkläranlage nicht den Mindestanfor-

derungen nach § 57 des Wasserhaushaltsgesetzes entsprechen wird 
- das wärmer als +35 oC ist, 
- das einen pH-Wert von unter 6,5 oder über 9,5 aufweist, 
- das aufschwimmende Öle und Fette enthält, 
- das als Kühlwasser benutzt worden ist. 

 
12.   nicht neutralisiertes Kondensat aus ölbefeuerten Brennwert-Heizkesseln 
 
13.   nicht neutralisiertes Kondensat aus gasbefeuerten Brennwert-Heizkesseln mit einer Nennwertleistung über 200 kW. 

 
(3)  Die Einleitungsbedingungen nach Absatz 2 Nr. 10 Satz 2 zweiter Spiegelstrich werden gegenüber den einzelnen An-

schlusspflichtigen oder im Rahmen der Sondervereinbarung festgelegt. 
 
(4)  Über Absatz 3 hinaus kann die Gemeinde in Einleitungsbedingungen auch die Einleitung von Abwasser besonderer Art 

und Menge ausschließen oder von besonderen Voraussetzungen abhängig machen, soweit dies zum Schutz des Be-
triebspersonals, der Entwässerungseinrichtung oder zur Erfüllung der für den Betrieb der Entwässerungseinrichtung gel-
tenden Vorschriften, insbesondere der Bedingungen und Auflagen des der Gemeinde erteilten wasserrechtlichen Be-
scheids erforderlich ist. 

 
(5)  Der Markt kann die Einleitungsbedingungen nach Abs. 3 und 4 neu festlegen, wenn die Einleitung von Abwasser in die 

Entwässerungseinrichtung nicht nur vorübergehend nach Art oder Menge wesentlich geändert wird oder wenn sie die für 
den Betrieb der Entwässerungseinrichtung geltenden Gesetze oder Bescheide ändern. Die Gemeinde kann Fristen fest-
legen, innerhalb derer die zur Erfüllung der geänderten Anforderungen notwendigen Maßnahmen durchgeführt werden 
müssen. 

 
(6)  Der Markt kann die Einleitung von Stoffen im Sinn der Absätze 1 und 2 zulassen, wenn der Verpflichtete Vorkehrungen 

trifft, durch die die Stoffe ihre gefährdende oder schädigende Wirkung verlieren oder der Betrieb der Entwässerungsein-
richtung nicht erschwert wird. In diesem Fall hat er der Gemeinde eine Beschreibung mit Plänen in doppelter Fertigung 
vorzulegen.  

 
(7)  Leitet der Grundstückseigentümer Kondensat aus ölbefeuerten Brennwert-Heizkesseln oder aus gasbefeuerten Brenn-

wert-Heizkesseln mit einer Nennwertleistung über 200 kW in die Entwässerungseinrichtung ein, ist er verpflichtet, das 
Kondensat zu neutralisieren und der Gemeinde über die Funktionsfähigkeit der Neutralisationsanlage jährlich eine Be-
scheinigung eines Betriebes nach § 2 Abs. 1 Satz 2 Schornsteinfeger-Handwerksgesetz oder eines geeigneten Fachbe-
triebs vorzulegen.  

 
(8)  Besondere Vereinbarungen zwischen der Gemeinde und einem Verpflichteten, die das Einleiten von Stoffen im Sinn des 

Absatzes 1 durch entsprechende Vorkehrungen an der öffentlichen Entwässerungsanlage ermöglichen, bleiben vorbehal-
ten. 
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(9)  Wenn Stoffe im Sinn des Absatzes 1 in eine Grundstücksentwässerungsanlage oder in die Entwässerungseinrichtung ge-
langen, ist der Markt sofort zu verständigen. 

 
§ 16 

Abscheider 
 
Sofern mit dem Abwasser Leichtflüssigkeiten (z. B. Benzin, Öle oder Fette) mitabgeschwemmt werden können, ist das Abwas-
ser über in die Grundstücksentwässerungsanlage eingebaute Leichtflüssigkeits- bzw. Fettabscheider abzuleiten. Die Abschei-
der sind nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik zu errichten, zu betreiben und regelmäßig zu warten. Die Ge-
meinde kann den Nachweis der ordnungsgemäßen Eigenkontrolle, Wartung, Entleerung und Generalinspektion verlangen. Das 
Abscheidegut ist schadlos zu entsorgen. 
 

§ 17 
Untersuchung des Abwassers 

 
(1)  Die Gemeinde kann über Art und Menge des eingeleiteten oder einzuleitenden Abwassers Aufschluss verlangen. Bevor 

erstmalig Abwasser eingeleitet oder wenn Art oder Menge des eingeleiteten Abwassers geändert werden, ist der Ge-
meinde auf Verlangen nachzuweisen, dass Abwasser keine Stoffe enthält die unter das Verbot des § 15 fallen. 

 
(2)  Die Gemeinde kann eingeleitetes Abwasser jederzeit, auch periodisch, auf Kosten des Grundstückseigentümers untersu-

chen lassen. Auf die Überwachung wird in der Regel verzichtet, soweit für die Einleitung in die Sammelkanalisation eine 
wasserrechtliche Genehmigung der Kreisverwaltungsbehörde vorliegt, die dafür vorgeschriebenen Untersuchungen aus 
der Eigen- oder Selbstüberwachung ordnungsgemäß durchgeführt und die Ergebnisse der Gemeinde vorgelegt werden. 
Die Gemeinde kann verlangen, dass die nach § 12 Abs. 4 eingebauten Überwachungseinrichtungen ordnungsgemäß be-
trieben und die Messergebnisse vorgelegt werden. 

 
§ 18 

Haftung 
 

(1)  Die Gemeinde haftet unbeschadet Absatz 2 nicht für Schäden, die auf solchen Betriebsstörungen beruhen, die sich auch 
bei ordnungsgemäßer Planung, Ausführung und Unterhaltung der Entwässerungseinrichtung nicht vermeiden lassen. 
Satz 1 gilt insbesondere auch für Schäden, die durch Rückstau hervorgerufen werden. 

 
(2)  Die Gemeinde haftet für Schäden, die sich aus dem Benützen der Entwässerungseinrichtung ergeben, nur dann, wenn 

einer Person, deren sich die Gemeinde zur Erfüllung seiner Verpflichtungen bedient, Vorsatz oder Fahrlässigkeit zur Last 
fällt. 

 
(3)  Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben für die ordnungsgemäße Benutzung der Entwässerungseinrichtung 

einschließlich des Grundstücksanschlusses zu sorgen. 
 
(4)  Wer den Vorschriften dieser Satzung oder einer Sondervereinbarung zuwiderhandelt, haftet der Gemeinde für alle ihr da-

durch entstehenden Schäden und Nachteile. Dasselbe gilt für Schäden und Nachteile, die durch den mangelhaften Zu-
stand der Grundstücksentwässerungsanlage oder des Grundstücksanschlusses verursacht werden, soweit dieser nach   
§ 8 vom Grundstückseigentümer herzustellen, zu verbessern, zu erneuern, zu ändern und zu unterhalten sowie stillzule-
gen und zu beseitigen ist. Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner. 

 
§ 19 

Grundstücksbenutzung 
 

(1)  Der Grundstückseigentümer hat das Anbringen und Verlegen von Leitungen einschließlich Zubehör zur Ableitung von 
Abwasser über sein im Einrichtungsgebiet liegendes Grundstück sowie sonstige Schutzmaßnahmen unentgeltlich zuzu-
lassen, wenn und soweit diese Maßnahmen für die örtliche Abwasserbeseitigung erforderlich sind. Diese Pflicht betrifft 
nur Grundstücke, die an die Entwässerungseinrichtung angeschlossen oder anzuschließen sind, die vom Eigentümer im 
wirtschaftlichen Zusammenhang mit einem angeschlossenen oder zum Anschluss vorgesehenen Grundstück genutzt 
werden oder für die die Möglichkeit der örtlichen Abwasserbeseitigung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. Die Verpflichtung 
entfällt, soweit die Inanspruchnahme der Grundstücke die Eigentümer in unzumutbarer Weise belasten würde. 

 
(2)  Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig über Art und Umfang der beabsichtigten Inanspruchnahme seines Grund-

stücks zu benachrichtigen. 
 
(3)  Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der Einrichtungen verlangen, wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn 

nicht mehr zumutbar sind. Die Kosten der Verlegung hat der Markt zu tragen, soweit die Einrichtung nicht ausschließlich 
der Entsorgung des Grundstücks dient. 

 
(4)  Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für öffentliche Verkehrswege und Verkehrsflächen sowie für Grundstücke, die durch 

Planfeststellung für den Bau von öffentlichen Verkehrswegen und Verkehrsflächen bestimmt sind. 
 

§ 20 
Betretungsrecht 

 
(1) Der Grundstückseigentümer und der Benutzer des Grundstücks haben zu dulden, dass zur Überwachung ihrer sat-

zungsmäßigen und gesetzlichen Pflichten die mit dem Vollzug dieser Satzung beauftragten Personen der Gemeinde zu 
angemessener Tageszeit Grundstücke, Gebäude, Anlagen, Einrichtungen, Wohnungen und Wohnräume im erforderli-
chen Umfang betreten; auf Verlangen haben sich diese Personen auszuweisen. Ihnen ist ungehindert Zugang zu allen 
Anlageteilen zu gewähren und sind die notwendigen Auskünfte zu erteilen. Der Grundstückseigentümer und der Benutzer 
des Grundstücks werden nach Möglichkeit vorher verständigt; das gilt nicht für Probenahmen und Abwassermessungen. 
 

(2) Nach anderen Rechtsvorschriften bestehende Betretungs- und Überwachungsrechte bleiben unberührt 



-190- 

§ 21 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 der Gemeindeordnung kann mit Geldbuße belegt werden, wer vorsätzlich 
 
1.   eine der in § 10 Abs. 1, § 11 Abs. 1, Abs. 2 Satz 2, § 12 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3, § 15 Abs. 9, § 17 Abs. 1 Satz 2 und 

Abs. 2 Sätze 2 und 3 sowie § 20 Abs. 1 Satz 2 festgelegten oder hierauf gestützten Anzeige-, Auskunfts-, Nachweis- oder 
Vorlagepflichten verletzt, 

 
2.   entgegen § 10 Abs. 3 Satz 1 vor Zustimmung der Gemeinde mit der Herstellung oder Änderung der Grundstücksentwäs-

serungsanlage beginnt, 
 
3.   entgegen § 11 Abs. 2 Satz 2, § 12 Abs. 1 Satz 1 eine unrichtige Bestätigung ausstellt oder entgegen § 11 Abs. 2 Satz 2, 

§ 12 Abs. 1 Satz 2 vorlegt, 
 
4.   entgegen § 11 Abs. 3 Satz 1 vor Zustimmung der Gemeinde die Leitungen verdeckt, 
 
5.   entgegen § 12 Abs. 1 Satz 1 die Grundstücksentwässerungsanlage nicht innerhalb der vorgegebenen Frist überprüfen 

lässt, 
 
6.  entgegen den Vorschriften der §§ 14 und 15 Abwasser oder sonstige Stoffe in die Entwässerungseinrichtung einleitet 

oder einbringt, 
 
7.   entgegen § 20 Abs. 1 Satz 2 den mit dem Vollzug dieser Satzung beauftragten Personen der Gemeinde nicht ungehin-

dert Zugang zu allen Anlageteilen gewährt. 
 

§ 22 
Anordnung für den Einzelfall; Zwangsmittel 

 
(1)  Die Gemeinde kann zur Erfüllung der nach dieser Satzung bestehenden Verpflichtungen Anordnungen für den Einzelfall 

erlassen. 
 
(2)  Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen Handlungen, eines Duldens oder Unterlassens gelten die 

Vorschriften des Bayerischen Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes. 
 

§ 23 
Inkrafttreten; Übergangsregelung 

 
(1) Diese Satzung tritt eine Woche nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 20.8.1991, zuletzt 

geändert durch Satzung vom 8.11.1999, außer Kraft. 
 

(2) Anlagen im Sinn des § 12 Abs. 1 Halbsatz 1, die bei Inkrafttreten der Satzung bereits bestehen und bei denen nicht 
nachgewiesen wird, dass sie in den letzten 15 Jahren vor Inkrafttreten der Satzung nach den zur Zeit der Prüfung gelten-
den Rechtsvorschriften geprüft wurden, sind spätestens fünf Jahre nach Inkrafttreten der Satzung zu prüfen. Für nach     
§ 12 Abs. 2 zu überwachende Kleinkläranlagen, die bei Inkrafttreten der Satzung bereits bestehen, gilt Art. 60 Abs. 4 
BayWG. 

 
 
Teisendorf, den 4. Juni 2018 
Markt Teisendorf 
 
Thomas Gasser , Erster Bürgermeister 
 

Bek. Nr. 4 
Markt Teisendorf 

 
6. Satzung zur Änderung der Beitrags- und Gebührens atzung zur Entwässerungssatzung  

und zur Fäkalschlammentsorgungssatzung des Marktes Teisendorf  
(BGS-EWS/FES) 

 
Aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengesetzes –KAG- in der Fassung des Gesetzes vom 20. Juni 1995 (GVBl.  
S. 175) zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.9.2009 (GVBl. S. 333) erlässt der Markt Teisendorf folgende  
 

Satzung : 
 

§ 1 
 
Die Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung und zur Fäkalschlammentsorgungssatzung (BGS-EWS/FES) 
vom 1. Januar 2008 wird wie folgt geändert: 
 
I.  § 9 Gebührenerhebung erhält folgende Fassung: 
 

Der Markt erhebt für die Benutzung der Entwässerungseinrichtung Grundgebühren und Einleitungsgebühren, für nicht an-
geschlossene Grundstücke Beseitigungsgebühren. 

  
II.  § 9 a Grundgebühr Abs. 2 erhält folgende Fassu ng:  
 

(2)  Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von Wasserzählern mit Dauerdurchfluss (Q3) und Nenndurchfluss (Qn) 
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DN Q3 
bis m³/h 

Qn 
bis 

m³/h 

pro Jahr 

20 4,0 2,5 45,00 € 

25 10,0 6,0 67,50 € 

40 16,0 10,0 90,00 € 

50 25,0 15,0 135,00 € 

65 40,0 25,0 180,00 € 

80 63,0 40,0 225,00 € 

über 80 über 63,0 über 40,0 225,00 € 

 
III.  § 10 Einleitungsgebühr Abs. 1, 2 und 3 erhält  folgende Fassung:  
 

(1) Die Einleitungsgebühr wird nach Maßgabe der nachfolgenden Absätze nach der Menge der Abwässer berechnet, die 
der Entwässerungseinrichtung von den angeschlossenen Grundstücken zugeführt werden. Die Gebühr beträgt 1,42 € 
pro Kubikmeter Abwasser. 

 
(2) Als Abwassermenge gelten die dem Grundstück aus der Wasserversorgungseinrichtung und aus der Eigengewin-

nungsanlage zugeführten Wassermengen abzüglich der nachweislich auf dem Grundstück verbrauchten oder zurück-
gehaltenen Wassermengen, soweit der Abzug nicht nach Absatz 4 ausgeschlossen ist. 

 
Die Wassermengen werden durch geeichten Wasserzähler ermittelt. 

 
Sie sind von der Gemeinde zu schätzen, wenn 
 
1. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist, oder 
2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung nicht ermöglicht wird, oder sich konkrete Anhaltspunkte da-

für ergeben, dass 
3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass ein Wasserzähler den wirklichen Wasserverbrauch bzw. die ein-

geleitete Abwassermenge nicht angibt. 
 

Werden die Wassermengen nicht vollständig über Wasserzähler erfasst, werden als dem Grundstück aus der Eigen-
gewinnungsanlage zugeführte Wassermenge pauschal 15 m³ pro Jahr und Einwohner, der zum Stichtag 30.6. mit 
Wohnsitz auf dem heranzuziehenden Grundstück gemeldet ist, neben der tatsächlich aus der öffentlichen Wasser-
versorgung abgenommenen angesetzt, insgesamt aber nicht weniger als 35 m³ pro Jahr und Einwohner. In begrün-
deten Einzelfällen sind ergänzende höhere Schätzungen möglich. Es steht dem Gebührenpflichtigen frei, den Nach-
weis eines niedrigeren Wasserverbrauchs bzw. einer niedrigeren eingeleiteten Abwassermenge zu führen; Absatz 3 
Satz 2 gilt entsprechend. 

 
(3) Der Nachweis der verbrauchten und zurückgehaltenen Wassermengen obliegt dem Gebührenpflichtigen. Er ist 

grundsätzlich durch geeichte und verplombte Wasserzähler zu führen, die der Gebührenpflichtige auf eigene Kosten 
zu installieren hat. Bei landwirtschaftlichen Betrieben mit Viehhaltung gilt für jedes Stück Großvieh bzw. für jede 
Großvieheinheit eine Wassermenge von 20 m³/Jahr als nachgewiesen. Maßgebend ist die im Vorjahr durchschnittlich 
gehaltene Viehzahl. Der Nachweis der Viehzahl obliegt dem Gebührenpflichtigen; er kann durch Vorlage eines Aus-
drucks der HI-Tierdatenbank bzw. Bescheid der Tierseuchenkasse (Pferde/Geflügel) erbracht werden. 

 
IV.  § 10 b Beseitigungsgebühr Abs. 2 erhält folgen de Fassung:  
 

Die Gebühr beträgt 30,00 € pro Kubikmeter Abwasser (Fäkalschlamm) aus einer Hauskläranlage.  
 
V. § 13 Gebührenschuldner erhält folgende Fassung:  
 

(1) Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Gebührenschuld Eigentümer des Grundstücks oder 
ähnlich zur Nutzung des Grundstücks dinglich berechtigt ist. 
 

(2) Gebührenschuldner ist auch der Inhaber eines auf dem Grundstück befindlichen Betriebs. 
 

(3) Gebührenschuldner ist auch die Wohnungseigentümergemeinschaft. 
 

(4) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 
 

(5) Die Gebührenschuld ruht für alle Gebührenschulden, die gegenüber den in den Abs. 1 bis 4 genannten Gebühren-
schuldnern festgesetzt worden sind, als öffentliche Last auf dem Grundstück bzw. dem Erbbaurecht (Art. 8 Abs. 8 in 
Verbindung mit Art. 5 Abs. 7 KAG).  

 
§ 2  

 
Diese Satzung tritt rückwirkend zum 1. Januar 2018 in Kraft. 
 
 
Teisendorf, den 4. Juni 2018 
Markt Teisendorf 
 
Thomas Gasser , Erster Bürgermeister 
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Bek. Nr. 5 
Markt Teisendorf 

 
Benutzungsordnung der Kläranlage des Marktes Teisen dorf  

zur Direktannahme von Fäkalschlamm 
 
1.  Öffentliche Einrichtung 
 

Der Markt Teisendorf besorgt nach dieser Benutzungsverordnung die Beseitigung des in Abwasserbehandlungsanlagen an-
fallenden Klärschlamms. 
 

2.  Berechtigte 
 

Zur Benutzung der gemeindlichen Kläranlage ist berechtigt 
 
1.  Wer den in einer Kleinkläranlage anfallenden Schlamm selbst anliefert 
2.  Wer vom Beseitigungspflichtigen nach Nr. 1 mit der Anlieferung des Fäkalschlamms beauftragt ist. 
 

3.  Anlieferung 
 

(1)  Folgende Stoffe können angeliefert werden 
 

1.  Abwasser aus dem häuslichen Bereich 
2.  Fäkalschlamm 

 
(2)  Fäkalschlamm ist der Anteil des häuslichen oder in der Beschaffenheit ähnlichen Abwassers, der in der Abwasserbe-

handlungsanlage zurückgehalten wird und im Rahmen der öffentlichen Entsorgung in Abwasserbehandlungsanlagen 
eingeleitet oder eingebracht werden soll. 

 
(3)  Die Übernahme erfolgt im Zulaufkanal unmittelbar vor der Kläranlage nur unter Aufsicht eines Mitarbeiters der Kläran-

lage. 
 
(4)  Anlieferungstermine und –mengen sind vorher mit dem Personal der Kläranlage abzustimmen. 
 
(5)  Eine Annahmeverpflichtung seitens der Gemeinde besteht nicht, wenn Störungen in der Anlage oder andere betriebli-

che Gründe eine Annahme nicht zulassen.  
Schadenersatzansprüche können aus einer begründeten Annahmeverweigerung nicht geltend gemacht werden. 

 
4.  Entgelt 

 
(1)  Das Entgelt bemisst sich nach der Menge des angelieferten Klärschlamms. 
 
(2)  Das Übernahmeentgelt richtet sich nach Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung. 
 

5.  Entgeltpflichtiger 
 
Zur Zahlung des Entgelts ist verpflichtet, wer das Abwasser an die Kläranlage anliefert. Die Berechtigten haften gesamt-
schuldnerisch. 
 

6.  Abrechnung, Fälligkeit 
 

(1)  Bei Anlieferung wird ein Lieferschein vom Kläranlagenpersonal erstellt. 
 
(2)  Das Entgelt wird unmittelbar nach Eingang des Lieferscheins beim Markt Teisendorf bestimmt und in Rechnung ge-

stellt. 
 
(3)  Das Entgelt wird innerhalb 14 Tagen nach Zugang der Rechnung zur Zahlung fällig. 
 

7.  Haftung 
 

(1)  Die Benutzer liefern die zu beseitigenden Stoffe auf eigene Kosten und eigene Gefahr an. Für Schäden am Eigentum 
des Marktes Teisendorf, die nachweislich auf die Anlieferung von Stoffen durch den Benutzer zurückzuführen sind, 
haften diese. 

 
(2)  Die Berechtigten tragen die Verantwortung und Haftung dafür, dass das angelieferte Gut keine vom Einleitungsverbot 

der jeweils gültigen Entwässerungssatzung des Marktes Teisendorf erfassten Stoffe enthält. 
 

8.  Inkrafttreten 
 

Die Benutzungsordnung tritt eine Woche nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Teisendorf, den 4. Juni 2018 
Markt Teisendorf 
 
Thomas Gasser , Erster Bürgermeister 
 
 

 



-193- 

Bek. Nr. 6 
Gemeinde Ainring 

 
Haushaltssatzung der Gemeinde Ainring  

Landkreis Berchtesgadener Land für das Haushaltsjah r 2018 
 
Aufgrund der Art. 63 ff. der Gemeindeordnung (GO) erlässt die Gemeinde Ainring folgende Haushaltssatzung: 
 

I. 
 

§ 1 
 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2018 wird hiermit festgesetzt; er schließt  
 
im Verwaltungshaushalt  
in den Einnahmen und Ausgaben mit 19.892.700,00 € 
 
und  
 
im Vermögenshaushalt  
in den Einnahmen und Ausgaben mit 11.611.200,00 € 
 
ab. 
 

§ 2 
 

(1) Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen der Gemeinde werden nicht festgesetzt. 
 
(2) Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen des Eigenbetriebs nach dem Wirtschaftsplan 

werden auf  2.300.000,00 €  
festgesetzt. 

 
§ 3 

 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 
 

Die Steuersätze (Hebesätze) für nachfolgende Gemeindesteuern werden wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 

 
a. für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (A) 310 v. H. 
b. für die Grundstücke (B) 310 v. H. 

 
2. Gewerbesteuer 310 v. H. 
 

§ 5 
 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan  
wird auf 2.000.000,00 € 
festgesetzt. 
 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Wirtschaftsplan des Eigenbetriebs 
wird auf 500.000,00 € 
festgesetzt. 

 
§ 6 

 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2018 in Kraft. 
 
 
Ainring, den 6. Juni 2018 
Gemeinde Ainring 
 
Eschlberger , Erster Bürgermeister 
 
 

II. 
 

Die Haushaltssatzung mit samt ihren Anlagen liegt ab dem Tag der Veröffentlichung der Haushaltssatzung bis zur nächsten 
amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung im Rathaus der Gemeinde Ainring öffentlich während der allgemeinen 
Dienststunden zur Einsicht aus (Art. 65 Abs. 3 GO). 
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Bek. Nr. 7 
Gemeinde Bayerisch Gmain 

 
42. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 „Streitbichl gebiet“  
im beschleunigten Verfahren nach § 13a Abs. 3 Satz 1 BauGB  

(Bebauungsplan der Innenentwicklung);  
nochmalige öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 B auGB 

 
Der Gemeinderat hat in öffentlicher Sitzung am 4.12.2017 beschlossen, den Bebauungsplan Nr. 1 „Streitbichlgebiet“ im be-
schleunigten Verfahren nach § 13a BauGB zu ändern und in gleicher Sitzung die Entwürfe gebilligt.  Die öffentliche Auslegung 
fand im Zeitraum vom 31.1.2018 bis 2.3.2018 statt. 
 
Nach Eingang der Stellungnahmen der Öffentlichkeit und Behörden hat der Gemeinderat in öffentlicher Sitzung am 4.6.2018 
den geänderten Änderungsplanungsentwurf gebilligt und beschlossen, die 42. Bebauungsplanänderung des Bebauungsplan  
Nr. 1 „Streitbichlgebiet“ im beschleunigten Verfahren nochmals auszulegen.  
 
Der räumliche Geltungsbereich der Änderung ergibt sich aus folgendem Kartenausschnitt: 
 

 
 
Maßgebend ist der Entwurf der Bebauungsplanänderung in der Fassung vom 30.4.2018 
 
Ziele und Zwecke der Planung:  
 
Mit der Änderung des Bebauungsplans sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung von 6 Mehrfamilien-
häusern mit zentraler Tiefgarage geschaffen werden. Ziel der Änderung ist die Neuordnung des bestehenden Baurechts nach 
heutigen ortsplanerischen und städtebaulichen Gesichtspunkten. Die Innenentwicklung der Gemeinde wird durch die Anbindung 
an bereits bestehende Wohnbebauungen im Süden, Norden, Westen und Osten gestärkt.  
 
Die Änderung wird im beschleunigten Verfahren nach § 13a Abs. 3 Satz 1 BauGB ohne Durchführung einer Umweltprüfung 
nach § 2 Abs. 4 BauGB durchgeführt. Es erfolgt keine frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB.  
 
Bestandteil der ausgelegten Unterlagen sind auch die bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen. Folgende Arten 
umweltbezogener Informationen sind verfügbar: 
 
• das Plangebiet liegt nicht in europäischen Vogelschutzgebieten. Das Plangebiet berührt kein Biotop, kein Landschafts-

schutzgebiet und kein Naturschutzgebiet 
• das Plangebiet liegt in keinem Trinkwasserschutzgebiet 
• das Plangebiet liegt im Quellenschutzgebiets der Heilquellen „REI 8“ und „REI 9“ 
• das Plangebiet liegt im Quellenschutzgebiet der „Solequellen Bad Reichenhall“ 
• das Plangebiet liegt in der Region „Biosphäre Berchtesgadener Land“ 
• das Baugrundgutachten Bernd Gebauer, Traustein, vom 6.3.2018  
• die Stellungnahme der Regierung von Oberbayern, Abteilung Bergamt, vom 28.2.2018 
• die Stellungnahme des Landratsamtes Berchtesgadener Landes, Abteilungen „Immissionsschutz“ und „Naturschutz“, vom 

26.2.2018 
• die Stellungnahme des Staatlichen Bauamts Traunstein vom 6.3.2018  
• die Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes Traunstein vom 27.2.2018 
• die Stellungnahme des Bayerischen Landesamtes für Umwelt vom 15.2.2018 
• die Stellungnahme des Bund Naturschutzes – Ortsgruppe Bad Reichenhall – vom 1.3.2018 
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Der Entwurf der Bebauungsplanänderung mit integrierter Grünordnung in der Fassung vom 30.4.2018 wird mit Begründung und 
Baugrundgutachten vom   
 

20. Juni bis einschließlich 23. Juli 2018 
 
im Rathaus der Gemeinde, Großgmainer Str. 12, während der allgemeinen Öffnungszeiten öffentlich ausgelegt. Um vorherige 
Terminabstimmung wird gebeten. Während der Auslegungsfrist können schriftlich oder mündlich zur Niederschrift Stellungnah-
men vorgebracht werden. Da das Ergebnis der Behandlung der Stellungnahmen mitgeteilt wird, ist die Angabe der Anschrift des 
Verfassers zweckmäßig. Der Zugang zum Zimmer Nr. 11 ist nicht barrierefrei, Hilfe beim Betreten bitte vorab per Telefon oder 
an der Haustürglocke anfordern. Parallel hierzu können die Informationen auch auf der Homepage der Gemeinde Bayerisch 
Gmain (http://www.bayerisch.gmain.de/rathaus-und-politik) unter der Rubrik „Bekanntmachungen“ eingesehen werden 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bauleit-
plan unberücksichtigt bleiben können.  
Ferner wird darauf hingewiesen, dass ein Antrag auf Normenkontrolle nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig 
ist, soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspä-
tet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden können.  
 
 
Bayerisch Gmain, den 8. Juni 2018 
Gemeinde Bayerisch Gmain 
 
Hans Hawlitschek , Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 8 

Gemeinde Piding 
 

Bekanntmachung des Amtes für Ländliche Entwicklung Oberbayern 
Flurneuordnung Ainring II 

Gemeinde Ainring, Landkreis Berchtesgadener Land  
 

Ausführungsanordnung 
 

Im Verfahren Ainring II wird die Ausführung des Flurbereinigungsplanes angeordnet. Der neue Rechtszustand tritt mit dem 
1.7.2018 an die Stelle des bisherigen Rechtszustands. 
 
Die sofortige Vollziehung wird angeordnet, mit der Folge, dass Widersprüche und Anfechtungsklagen keine aufschiebende 
Wirkung haben. 
 
G r ü n d e  
 
Der Flurbereinigungsplan wurde den Beteiligten in gesetzlich vorgeschriebener Weise bekannt gegeben. 
 
Der Flurbereinigungsplan ist unanfechtbar. Seine Ausführung konnte daher angeordnet werden (§ 61 Flurbereinigungsgesetz –
FlurbG–). 
 
Die sofortige Vollziehung der Ausführungsanordnung wird angeordnet, damit aus einem längeren Aufschub der Ausführung des 
Flurbereinigungsplanes den Beteiligten auf dem Gebiet des Grundstücksverkehrs keine erheblichen Nachteile erwachsen (§ 80 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung). 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach dem ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung Widerspruch 
eingelegt werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift beim Amt für Ländliche Entwicklung Oberbayern, Infan-
teriestraße 1, 80797 München, (Postanschrift: Postfach 40 06 64, 80706 München) einzulegen. Er kann auch per E-Mail mittels 
eines mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehenen Dokuments unter der Adresse 
 

poststelle@ale-ob.bayern.de 
 
eingelegt werden. 
 
Sollte über den Widerspruch innerhalb einer Frist von sechs Monaten sachlich nicht entschieden werden, so kann Klage beim 
Bayerischen Verwaltungsgerichtshof in München, Postanschrift: Postfach 34 01 48, 80098 München, Hausanschrift: Ludwig-
straße 23, 80539 München, erhoben werden. Die Klage kann nur bis zum Ablauf von weiteren drei Monaten seit dem Ablauf der 
oben genannten sechsmonatigen Frist erhoben werden. Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den 
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden 
Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen 
Beteiligten beigefügt werden. 
 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
 
- Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail  ist nicht  zugelassen und entfaltet keine  rechtlichen Wirkungen! 

Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen können dem Internetauftritt des Bayerischen 
Staatsministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten unter www.stmelf.bayern.de/rechtsbehelf entnommen wer-
den. 
 

- Die Klage kann bei dem Bayerischen Verwaltungsgerichtshof in München nach Maßgabe der Internetpräsenz der Verwal-
tungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmenden Bedingungen erhoben werden. 

 



-196- 

Diese Anordnung sowie die Bestandskarte, die den Stand der Flurkarte bei Eintritt des neuen Rechtszustandes darstellt, kön-
nen innerhalb von drei Monaten nach dem Zeitpunkt dieser öffentlichen Bekanntmachung auch auf der Internetseite des Amtes 
für Ländliche Entwicklung Oberbayern auf der Seite Projekte in Oberbayern unter „Öffentliche Bekanntmachungen in Flurneu-
ordnungen und Dorferneuerungen“ eingesehen werden (http://www.landentwicklung.bayern.de/oberbayern/075469/). 
 
 
München, den 29. Mai 2018 
Amt für Ländliche Entwicklung Oberbayern 
 
Rolf Meindl , Ltd. Baudirektor 
 
 
Bek. Nr. 9 

Gemeinde Ramsau b. Berchtesgaden 
 

Haushaltssatzung der Gemeinde Ramsau b. Berchtesgad en  
Landkreis Berchtesgadener Land für das Haushaltsjah r 2018 

 
Aufgrund der Art. 63 ff. der Gemeindeordnung (GO) erlässt die Gemeinde Ramsau b. Berchtesgaden folgende Haushaltssat-
zung: 
 

I. 
 

§ 1 
 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2018 wird hiermit festgesetzt; er schließt  
 
im Verwaltungshaushalt  
in den Einnahmen und Ausgaben mit 5.438.200,00 € 
 
und  
 
im Vermögenshaushalt  
in den Einnahmen und Ausgaben mit 6.092.800,00 € 
 
ab. 
 

§ 2 
 

Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen  
wird auf 1.467.500,00 € 
festgesetzt. 
 

§ 3 
 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 
 

Die Steuersätze (Hebesätze) für nachfolgende Gemeindesteuern werden wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 

a. für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (A) 310 v. H. 
b. für die Grundstücke (B) 380 v. H. 

 
2. Gewerbesteuer 380 v. H. 
 

§ 5 
 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan  
wird auf 900.000,00 € 
festgesetzt. 
 

§ 6 
 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2018 in Kraft. 
 
 
Ramsau b. Berchtesgaden, den 6. Juni 2018 
Gemeinde Ramsau b. Berchtesgaden 
 
Gschoßmann , Erster Bürgermeister 
 

 
II. 
 

Die Haushaltssatzung mit samt ihren Anlagen liegt ab dem Tag der Veröffentlichung der Haushaltssatzung bis zur nächsten 
amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung im Rathaus der Gemeinde Ramsau b. Berchtesgaden öffentlich während 
der allgemeinen Dienststunden zur Einsicht aus (Art. 65 Abs. 3 GO). 
 


